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Zukunftsaufgaben der Krankenversicherung.
Die Aufgaben der Krankenversicherung, wie sie die Reichs¬

versicherungsordnung umschreibt, sind relativ begrenzt. Ueber

den Rahmen hinaus, wie ihn der Gesetzgeber vor rund 30 Jahren

schuf, sind sie freilich hinausgewachsen, doch hat diese Ent¬

wicklung im wesentlichen erst nach dem Weltkriege eingesetzt.

Die Ungunst der wirtschaftlichen Verhältnisse, der Zwang zur

Sparsamkeit führten zu der Erkenntnis, daß es volkswirtschaft¬

lich nicht gerechtfertigt sei, für die neuen Wohlfahrtsaufgaben,

die an das Reich, die Länder und Komnrunen herantraten, neue

Verwaltungsapparate aufzuziehen, sondern daß die Zweck¬

mäßigkeit gebiete, vorhandene Körperschaften tax benutzen, und

Amen wesensverwandte Aufgaben zu übertragen. Dafür in Frage

kommen konnten nur Körperschaften, die auch mit der letzten

Dorfhütte noch im Kontakt standen, und das waren neben der

Post, die ohnehin ein Mädchen für alles ist, und den Gemeinden

eben die Krankenkasssen. So wurden ihnen die Aufgaben der

Familienwochenihilfe übertragen, so die Durchführung des Heil¬

verfahrens der Reichsversorgung und der Beitragseinzug der

Erwerbslosenfürsorge.

Darüber wird nun kein Zweifel herrschen, daß. mit Aus¬

nahme durch die Familienwochenhilfe, die Krankenversicherung

selbst in ihren Zwecken und Zielen durch die neuen Aufgaben

nicht gefördert worden ist. Immer mehr breitet sich die Er¬

kenntnis aus. daß es für die Krankenkassen nicht damit getan

ist* während des wirklich eingetretenen Krankheitsfalles dem

Versicherten Krankenpflege zu gewähren und ihn und seine

Familie durch pekuniäre Hilfe vor der dringendsten Not zu

schützen. Gewiß wird sich ein Großteil der Arbeiter der Kranken¬

versicherung immer mit der Heilung bereits eingetretener

Schäden befassen müssen. Diese Aufgabe ist gewissermaßen

das Zentralproblem, zu lösen ist es aber in wirklich durch¬

greifender Weise nur. wfenn es verbunden wird, und zwar sehr

eng verbunden wird, mit der Prophylaxe, der Krankheitsver¬

hütung und -Vorbeugung.

An'sich ist dieses Gebiet der Krankenversicherung nicht

durchaus neu. und nooh wreniger neu der Sozialversicherung

überhaupt. In der Voraussicht, daß ein rechtzeitig eingeleitetes

Heilverfahren vor erheblichen Renteniasten schützen könnte,

haben schon lange vor dem Kriege die Landesvcrsicherungs-

anstalten sich mH diesen Aufgaben befaßt, und die Kranken¬

kassen konnten durch rechtzeitige Benachrichtigung dafür

sorgen; daß die Landesversicherungsanstalt mit ihrem vor¬

beugenden Heilverfahren einsetzte. Wo es die Mittel erlaubten,

haben auch die Kassen selbst sich Genesungsheime geschaffen.

haben sie durch Aufklärung der Versicherten usw. versucht,

Krankheiten schon im Entstehen zu verhüten oder in den An¬

fangsstadien der ärztlichen Behandlung zuzuführen. Andere

Krankenkassen gingen noch weiter, so hat z. B. unter Albert

Kohns weitschauender Führung die Berliner Ortskrankenkasse

die Aufmerksamkeit der Oeffentlichkeit auf das grauenhafte

Wohnungselend in den Großstädten gelenkt, das viele der

schlimmsten Volksseuchen verschuldet. Leider ist der Erfolg

dieser Arbeit durch den Wohnungsmangel, der im Gefolge des

Krieges auftrat, vollständig vernichtet worden.

Alle diese Arbeiten hatten aber einen großen Nachteil, daß

sie immer nur von einzelnen Kassen aufgenommen wurden und

werden konnten. Vollständig der Initiative der einzelnen Kassen-

lertungen überlassen, fehlte ihnen die systematische Organisation.

So kamen sie wohl vorübergehend dem einzelnen zugute, be¬

sonders dann, wenn der allerdings seltene Fall eintrat, daß der

Versicherte die Kassenzugehörigkeit nicht wechselte, und so

ständig in Beobachtung seiner Kasse blieb. Der Nutzen, den

aber die Allgemeinheit, die Gesellschaft, daraus zog. war ver¬

schwindend gering. Ein Heilverfahren für einen Tuberkulösen

kann ihm zwar vorübergehend helfen, tritt er aber zu einer

anderen Kasse über, die solche Leistungen nicht gewährt, so ist

nach kurzer Zeit der Erfolg in Frage gestellt, der Kranke bildet

eine ständige Gefahr für seine Umgebung, der Erfolg des Heil¬

verfahrens ist für die Gesellschaft gleich Null, für den Kranken

selbst sehr gering.
Man könnte hier einwerfen, daß es ja neben der Kranken¬

kasse genug andere Körperschaften der öffentlichen und privaten

Wohlfahrtspflege gibt, die hier eingreifen könnten und teilweise

auch eingreifen, daß also die Krankenkasse eine Arbeit leiste,

die anderen zukomme und Mittel für derartige Zwecke deshalb

nicht aufwenden sollte. Diese Beweisführung ist unrichtig. Vor

allem haben alle Körperschaften der Wohlfahrtspflege es viel

schwerer, an den Kranken heranzukommen, als die Kranken¬

kasse. Sie werden immer nur einzelne erfassen können, ihre

Arbeit wird dadurch in hohem Maße behindert. Außerdem

rücken die Zusammenhänge zwischen Krankheitsverhiitung und

Krankheitsheilung die erstere weit eher in den Kreis der Auf¬

gaben, die der Krankenversicherung obliegen, als in den der

übrigen Wohlfahrtspflege. Meines Erachtens kann die Arbeit

dieser Körperschaften die der Krankenkassen immer nur er¬

gänzen, sie aber nie ersetzen. Die Krankenkassen haben in

zwiefacher Beziehung ein Interesse an der Krankheitsverhiitung.

in wirtschaftlicher und sozialer. In wirtschaftlicher, weil nach

dem schon fast zum Gemeinplatz gewordenen Worte Krank¬

heiten verhüten leichter und daher billiger ist als Krankheiten

heilen, in sozialer, weil die Krankenkassen gesetzlich fundierte

Einrichtungen der Gesellschaft sind, die Gesundheit dei Gesell¬

schaft des Volkes, ihnen daher am Herzen liegen muß. Wer

da glaubt, anders deduzieren zu sollen, ist sich über dic Auf¬

gaben der Krankenversicherung noch nicht klar geworden, wenn

anders er nicht sozialpolitischer Reaktionär aus Prinzip ist.

Liegt aber die Aufgabe der Krankenversicherung auf diesem

Gebiete fest, dann bleibt nur zu prüfen, wie sie am besten, d. h.

mit dem höchsten gesundheitlichen und wirtschaftlichen Nutz¬

effekt für den einzelnen und die Gesellschaft erledigt werden

kann. Der bisherige Weg ist. wie oben dargelegt, zu unwirt¬

schaftlich im fiskalischen wie im sozialen Sinne. Was not tut,

ist, die Arbeit auf diesem Gebiete zu erweitern und zu vertiefen,

sie aber dabei gleichzeitig zu systematisieren, sie ökonomischer

zu gestalten. Wie das zu geschehen hat, kann hier nur ange¬

deutet, nicht ausgeführt werden, da sonst eine Arbeit von Buch¬

stärke entstehen würde.

Auszugehen ist davon, daß die einzelne Kasse im allgemeinen

zu schwach ist, um eine umfassende Krankheitsverhinderung in

die Wege zu leiten, oder sie mit einigem Nutzen durchzuführen.

Auch sehr große Kassen machen davon keine Ausnahme, da die

Fluktuation des Mitgliederbestandes ihre Arbeit immer wieder

zunichte macheii kann. Der Trager der vorbeugenden Gesund¬

heitsfürsorge muß vielmehr der örtliche Kassenverband sein.

Ich betone ausdrücklich der örtliche Verband. Krankheiten

sind nicht zum wenigsten bedingt durch die Umwelt, das soziale

Milieu. Dies richtig in die Rechnung einstellen, auf es ein¬

wirken und ihm seine krarikheitiörderndcn Eigenschaften zu

nehmen versuchen, kann aber nur eine örtliche Organisation,

die mit den örtlichen Besonderheiten vertraut ist. Nun be¬

stehen schon örtliche Kassenverbände in erheblicher Zahl, doch

sind sie nur freiwillige Zusammenschlüsse von Kassen, dic nicht

restlos alle Kassen eines Bezirkes zu ihren Mitgliedern zahlen.

Die Kassenverbande sind dadurch in ihrer Arbeit natürlich sehr

gehemmt. Dem zu begegnen ist nur durch den zwangsweisen

Zusammenschluß der Kassen. Dieser Gedanke wird schon seit

langem propagiert, ist aber infolge des Widerstrebens der Sonder¬

kassen noch nicht verwirklicht. Besser noch als der Kassen¬

verband wäre die Einheitskasse, doch muß man sich darüber

klar sein, daß sie aus politischer Gegnerschaft einflußreicher

Kreise noch lange nicht eingeführt werden wird. Demgegenüber

hat der Gedanke der Kassenverbände noch eher Aussicht au!

Verwirklichung, */ •* ** * "w - w*
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Wie schon angedeutet bestehen nun aber auch sonM.ire

WohttshrtskÖrperscttafteo (anuhclie und private), die ebenfalls

zum Teil ihr Arbeitsgebiet aui die krankheitsvcrhiitende Seite

gelegt haben. Sie verfügen über Mittel uud Wege, die nutzlos

zu lassen cn großer fehler wäre. Ebenso wäre es nicht zu

verantworten, dal.' von zwei Stellen (oder noch mehr) dieselben

Objekte der Krankheitsvcrhütunz bearbeitet werden, wahrend

es an anderen Stellen an den erforderlichen Arbeitskräften ge-

bricht I>er Kassen verband müßte vielmehr mit allen diesen

Körperschaften m innige Verbindung treten, die Arbeitsgebiete

mußten gegeneinander abgegrenzt werden, die Präge der Mittel¬

aufbringung und -Verwertung muß gemeinsam geregelt werden.

Vorhandene Hinrichtungen messen sich organisch in die ganze

Organisation eingliedern, wo es erforderlich ist, sind sie umzu¬

stellen, so daß sie s ch gegenseitig erganzen, nicht aber neben-

oder gegeneinander arbeiten.

Ueber den örtlichen Verbänden bauen sich bezirkliebe auf,

die größere Aufgaben übernehmen, für die die örtlichen Kräfte

nicht ausreichen. Darüber steht eine Reichsorganisation, die

als Ausgleichsstellc Wirkt und die Crfahrnngefl aller Unterorgani¬

sationen sammelt und verwertet. Sie ist der (ieneralstab, der

die PeldzugSpläne inr den Kampf gegen dic Feinde der Gesell¬

schaft, de Krankheiten, ausarbeitet. Ihre Aufgaben werden

alier Voraussicht nach so vielseitig sein, daß schon ihre bloße

Aufzählung den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen würde.

Mau wird mir wahrscheinlich den Vorwurf machen, daß ich

über die Organisation der ganzen Krankheitsverhiitung zu wenig

gesagt, die praktischen Möglichkeiten nicht genügend berück¬

sichtigt habe. Ich glaube, meine Aufgabe nicht so weit stecken

H sollen. Diese Zeilen sollen ein Aufruf zum Nachdenken sein;

wenn sich daran eine fruchtbringende Diskussion knüpfte, haben

sie ihren Zweck erfüllt. V. Okraß, Berlin.
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Die „Segnungen" der Beamteneigenschaft.
„An steh ist ja dic Frage für die wenigen Krankenkassen-

hcimten nicht schlimm. Sie nahtet ia In dem Augenblick der

Flnspruchscrbebung durch den Relchsflnanzinlnistcr die Mög¬

lichkeit, aul Ihre Bca_ntenei|.enschalt x«

verlichtes, in das An | c s t elItenverhi1t -

nls zurückzutreten und sich dadurch dem Ein¬

spruchsrecht des Reichsflnan/minl.stcrs zu entziehen."

(..Monatsschrift" des Hundes Deutscher Krankenkassenbeamten

und -anjcesteüten vom 1. September 1924.)

Der Bund deutscher Krankenkassenbeamten und -angestell¬

ten und die ihm geistesverwandten Fachverbändchen haben

bisher an die Beamtencigenschaft als an etwas in jeder Hinsicht

Erstrebenswertes geglaubt. Noch in der letzten Nummer der

„Volkstum! chen Zeitschrift" haben wir von dem Hymnus be¬

richtet, den der „Bund" in seiner ..Monatsschrift" über sein

„Idcai", dem mehr zugrunde liege „als nüchterner Egoismus oder

nur Zweckmäßigkeit , gesungen hat. Noch auf der letzten

Tagung des Bundes hat die „hohe Idee" der Beamteneigenschaft

ihre Triumphe gefeiert, deren „nachhaltige Wirkungen" auf dic

Bundesbrüder, „nach Hause zurückgekehrt", der ifericht-

erstatter nicht genug zu preisen wußte.

In der September-Nummer der ..Monatsschrift" hat der Bund

einen Aut-atz über ..Das Besoldungs-Sperrgesetz und wir" ge¬

schrieben, den wir unseren Mitgliedern nicht genug zur eürigen

Lektüre empiehlen können. Wir wären dem „Bunde" dankbar,

wenn er uns einige tausend Exemplare zur Verbreitung im

Kreise unserer Kollegen zur Verfügung stellen wollte.

Dieser Aufsatz beweist allerdings, daß die Wirkungen der

BunJestagung sogar auf die nach Hause zurückgekehrte Schrift¬

leitung der Monatsschrift wenig nachhaltig gewesen sind, denn

sie empfiehlt ihren beamteten Mitgliedern allen Ernstes, auf

die „Staatsidee" zu verzichten und die Be¬

amte n e i g e n l c h a f t über Bord zu werfen.

Dem Bund ist also jetzt endlich dic Erkenntnis gekommen,

weiche schädlichen Wirkungen die Beamteneigenschait für die

in der Sozialversicherung Beschäftigten hat. Wir bcglück-

•w mischen ihn dazu.

Die Schädigungen der Beamtencigenschaft wurden besonders

sinnfällig durch die P e r s o n ¦ 1 a b b a u v e r o r d n u n g. Dic

PAV. stellt einen Eingriff in die wohlerworbenen Rechte der

Angestehten und Beamten der Sozialversicherung dar. wie ihn

sich wohl niemand hat träumen lassen. Sie bedeutet vor allem

auch einen Eingriff in das Selbstverwaltungsrecht der Ver¬

sicherungsträger. Der Anlaß für diesen Anschlag des Reichs

auf das verfassungsmäßig garantierte Selbstverwaltungsrecht

der Versicherungsträger liegt offensichtlich mit darin, daß die

Sozialversicherung in größerer Anzahl Beamte beschäftigt, für

die angeblich die gleichen rechtlichen Voraussetzungen gelten

wie für Reichsbeamte. Das Reich Klaubte, unter diesen Um¬

ständen die PAV. nicht nur iiir seine eigenen Beamten anwenden,

sondern iür die unter gleichen Rechtsverhältnissen tätigen

Beamten und Angestellten der Sozialversicherung von ihrer

Wirtung nicht ausschließen zu können. Hätten die Sozialvcr¬

sicherungsträger n u r Angestellte beschäftigt, so wäre wahr¬

scheinlich die PAV. auf die Sozialversicherung nicht ausgedehnt

worden. Unsere Kollegen wären dann von den unerhörten Ein¬

griffen in ihre erworbenen privatrechtücnen Positionen ver¬

schont geblieben.
Noch deutlicher macht sich der Nachteil der Beamtencigen¬

schaft bei den Wirkungen des Besoldungssperr-

gesetzes bemerkbar. Nach diesem Oesetz dürfen die Be¬

amten der Länder. Gemeinden und öffentlichen Körperschaften

in ihren Bezügen nicht besser gestellt werden als die Reichs¬

beamten. Ueberall wo eine solche Besserstellung nach Ansicht

des Reichsfinanzministers vorhanden ist. wird von ihm Einspruch

dagegen eingelegt. Das Reichsschiedsgericht hat über diese Ein¬

sprüche endgültig zu entscheiden.

Das Rcichsschiedsgencht hat nun in einer Anzahl von Streit¬

fällen die Bezüge der bei Krankenkassen beschäftigten Be¬

amte n (?) 359 RVO.. alte Fassung) rücksichtslos herabgesetzt.*)

per ernüchterte Bund klagt darüber in seiner „Monatsschrift"
folgendermaßen:

..Trotzdem wurden Entscheidungen itelällt. wie sie wohl von dea Kassea-

und Beamtenvertretern niemals erwartet worden wären. Zunächst wurde ver¬

kündet. daB In allen dem Reichsschledsxerlcht vorlleiecnden Fällen der Ein¬

spruch des Herrn Relchslinanzmlnlsters als berechtigt anerkannt worden sei.

Demnach sind also alle In Frage kommenden Kollegen am mindestens elno

Gruppe zurückzustufen."

Der Bund gesteht hier seine völlige Minungslosigkeit in ge¬

werkschaftlichen Dingen zum Glück selbst ein. —

Der Reichsfinanzminister glaubte bekanntlich auf Grund des

BesoJdungssperrgesetzcs auch das Recht zu haben, in die

Rechtsverhältnisse der Angestellten der Sozialversicherung in

gleicher Weise eingreifen zu können. Ausschließlich durch

unsere ununterbrochenen Bemühungen ist es gelungen, die

Angestellten vor diesen Uebergriiien des Reichsfinanzministers

auf ihre Rechte zu schützen.

Durch unsere Schritte ist zunächst jener Erlaß des

Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom

26. Ju'i 1022 zustande gekommen, wonach das Besoldungssperr¬

gesetz gegenüber den Krankenkassenangcstclllten nur in „einem

beschränkteren Umfange" anzuwenden ist (vergl. „Volkstum,

liehe Zeitschrift" von 1922. S. 125).

W i r haben haben sodann eine Klärung dieser Frage beim

Reiehsversicherungsamt in der Richtung erzielt, daß* die be¬

rufsgenossenschaftlichen Angestellten nicht

unter das Besoldungssperrgesetz fallen (vergl.

„Volkstümliche Zeitschrift" von 1923, S. 32). Das Reichs,

versicherungsamt hat in einer Entscheidung vom 5. Fe¬

bruar 1923 festgestellt, daß die berufsgenossenschaftlichen An¬

gestellten Angestellte auf Privatdienstvertrag sind und infolge¬

dessen dem Besoldungssperrgesctz nicht unterstehen.

Und schließlich haben w i r auch erreicht, daß auch das

Reichsschiedsgericht in einer Entscheidung vom 6. Fe¬

bruar 1924 die Frage verneint hat. ob die Kranken¬

ka ss e n a n g e s t e 11 te n vom Sperrgesetz erfaßt

werden (vergl. „Volkstümliche Zeitschrift" von 1924. S. 25).

Dadurch haben wir die Schädigung der Angestellten der

Sozialversicherung durch das Besoldungssperrgesctz abge¬

wendet. Der Bund hat nichts getan als drei Punkte aufgestellt,

deren Inhalt naiv und deren Eriiillung ebenso aussichtslos ist

wie die Beamteneigenschaft, und das Sperrgesetz angeblich

„grundsätzlich" bekämpft. In welcher Weise und mit welchem

Erfolg er diesen Kampf geführt hat. das verrät er leider nicht.

Die Tatsache nun. daß es bei den Krankenkassen noch eine

Anzahl von Beamten gibt, gereicht nicht nur diesen Beamten

zum Nachteil, sondern bedroht auch noch die Ange¬

ste 111 e n in ihren erworbenen Rechten.

Die Entscheidungen des Reichsschiedsgcrichts ergaben bei

vielen Krankenkasssen die eigenartige Situation, daß die Be¬

amten um eine oder gar zwei Gruppen geringer besoldet

werden, als die mit gleichen Arbeiten beschäftigten Ange¬

stellten, deren Bezüge durch den Finanzminister unantast¬

bar sind. Die Aufsichtsbehörden haben nun bereits in einzelnen

allen angedeutet, daß ein solcher Zustand einer verschiedenen

Bezahlung von Beamten und Angestellten unerträglich sei. Sie

werden versuchen, unter Mißbrauch der |§ 355. 356 RVO. im

V\ege der Dienstordnungsänderung die Herabsetzung der Bezüge

auch für die Angestellten zu erreichen. Natürlich werden wir

uns dagegen mit aller Entschiedenheit zur Wehr setzen. Aber

eins mag schon gesagt sein: Dic Angestellten wären gänzlich

der Willkür der Oberversicherungsärnter preisgegeben, wenn

sie allein auf den Schutz des Bundes angewiesen wären; denn

solche Maßnahmen der Aufsichtsbehörden. ..die einer Annäherung

an das Beamtenverhältnis ähnlich sehen" liegen ja durchaus in

der Linie seiner Bestrebungen.

Seit Jahren sind wir bemüht, eine Reform des Dienstrechts

*) Pic Ironie eines Zufalls wollte es. daß diese Fntsche;J.;nzcn gerade

einen Tag nach jener Tagung des Hundes fallen sollten, die sich in über-

$chweng'.kh_:a Tönen über den Wert der Beamtcneijcnschaft erzing.



Nr. 19 — 1924 Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung 83

für die Argestenten der Sozialversicherungsträger zu erreichen.

Diese Bestrebungen waren auch soweit gediehen, daß der

Reichsminister Richtlinien iür den Gesetzentwurf fertiggestellt

hatte. Ein wesentlicher Fortschritt dieser Richtlinien war der,

daß die Befugnisse der Aufsichtsbehörden in

bezug auf die Regelung der Arbeits- und Be¬

soldungsbedingungen beseitigt werden soll-

t e n. Wäre dieses Gesetz heute verabschiedet, dann bestände

gar keine Möglichkeit mehr für die Oberversicherungsärnter, auf

Orund der §§ 355, 356 RVO. mit den Ansteilungsverhältnissen der

Kassenangestelllten nach Willkür zu schalten.

Warum ist aber dieses Gesetz noch nicht

verabschiedet?

Der Bund der Beamten und Angestellten der

Reichssozialversicherung und seine Anhänger

Ilaben diese Gesetzesreform sabotiert. Im

Januar dieses Jahres haben sie den Reichsarbeitsminister flehent¬

lich ersucht, die Neuregelung des Dienstrechts einstweilen

«auszusetzen. Die Oberversicherungsärnter können sich

also noch immer nach freier Willkür auf di? §§ 355, 356 RVO.

berufen, dank den Torheiten des Bundes.

Der Bund deutscher Krankenkassenbeamten und -angestell¬

ten hat nun endlich eingesehen, auf welchen Holzweg er geraten

ist. Das Ergötzliche an seinem Artikel ist, welchen Ausweg

er seinen Mitgliedern empfiehlt. Man höre:

..An sieb ist |a die Frage für die wenigen Krankenkassenbeamten nichl

schlimm, sie haben ja in dem Augenblick der Enspruchscrhebung durch den

Rcichsfinanzrainister die Möglichkeit, auf ihre Beamtencigenschaft zu ver-

ziehten, in das Angestelltenverhältnis zurückzutreten und sich dadurch dem Ein«

Sfiruchsrecht des Relchsfinanzminlsters zu entziehen.44

Der Bund vergißt dabei ganz, seinen Mitgliedern zu sagen,

daß dieser Verzicht nicht immer ohne Schwierigkeiten vor sich

gehen dürfte. Es gehört dazu natürlich das Einverständnis des

Kassenvorstandes. Wir wünschen indes seinen Mitgliedern will¬

fährige Kassenvoi stände, die bereit sind, einen solchen Kuh¬

handel mit den Bundesbrüdern zu machen.

Was bedeutet aber dieser Rat des Bundes,

auf die Beamteneigenschaft zu verzichten,

für die von ihm bisher betriebene Politik?

Sein „hohes Ideal", seine „Staatsidee*4, die auf seiner letzten

Tagung den „mächtigen Widerhall der eigenen innerlichen Ein¬

stellung44 erzeugte, jene „Idee41, der nicht „nüchterner Egoismus

oder nur Zweckmäßigkeit44 zugrunde lag, diese Beamteneigen-

schaft will also der Bund für das Linsengericht einer Besoldungs¬

gruppe verschachern! So ungefähr haben wir allerdings den

Idealismus des Bundes immer eingeschätzt.

Wir begrüßen die neue Erleuchtung des Bundes. Sie be¬

deutet für uns eine glänzende Rechtfertigung unserer seit Jahr¬

zehnten vertretenen Gewerkschaftspolitik. Wir haben seit jeher

vor der ißeamteneigenschaft gewarnt. Wir haben vorausgesehen,

was wird« wenn der Reichsfinanzminister und seine Getreuen

schematisch die Reichsbesoldungsordnung auf die Beamten und

Angestellten der Sozialversicherung anwenden. Jetzt muß der

Bund zerknirscht anerkennen, daß wir im Recht gewesen sind.

Er drückt das in seinem Aufsatz folgendermaßen aus:

,.In dieser Beziehung bedeutet die Entscheidung des Reichsschiedsgcrichts,

wenn auch unbeabsichtigt, eine Unterstützung des Kampfes unserer Gegner

gegen das Berufsbeamtentum in den Krankenkassen.44

Der Sinn dieses Satzes ist natürlich, von der demagogischen

Tendenz befreit, der: In dieser Beziehung bedeutet die Ent¬

scheidung des Reichsschiedsgerichts eine Bestätigung der vom

Zentralverband seit Jeher vertretenen Ansichten.

Wir schließen uns dem Rat des Bundes an seine Mitglieder

durchaus an: „Verzichtet auf die Forderung nach der Beamten¬

cigenschaft und tretet für ein freies Angesteütenverhältnis mit

entsprechenden Sicherungen ein!44

Dann bleibt nur noch eine Frage zu lösen: Was fangen

wir mit dem überflüssigen Bunde an? Vielleicht

•weiß einer unserer Leser eine Antwort.

Gewerkschaftliches.
Zur Reichsbesoldungsordnung. Die Spitzenverbände haben

'den Reichsfinanzminister wiederholt um eine Aussprache über

eine Erhöhung der Bcamtcnbeziige gebeten. Diese Aussprache

fand am 27. September statt. Der Minister erklärte nach ein¬

sehender Erörterung der Lage der Beamten und Angestellten,

der allgemeinen Wirtschaftslage und der Finanzlage des Reiches

sowie aller übrigen in Betracht kommenden Verhältnisse. daB

zurzeit eine Erfüllung der vorgetragenen Wünsche nicht in

Aussicht gestellt werden könne, insbesondere würde zu einer

Zeit, in c!er von der Reichsregierimg auf allen Gebieten ein

Preisabbau erstrebt, die Umsatzsteuer und die Eisenbahntarife

herabgesetzt, die Kohlenpreise und Bankprovisionen ermäßigt

würden, eine Erhöhung der Bcamtcnbeziige diesem Bestreben

gerade entgegenwirken. Fs sei auch eine wirtschaftliche und

finanzielle Unmöglichkeit, auf der einen Seite die Einnahmen

des Reiches durch Herabsetzung der Umsatzsteuer und der

Eisenbahntarife zu verringern und auf der anderen Seite durch

Gehaltserhöhungen die Ausgaben zu vermehren. Schließlich

dürfte unmittelbar vor Aufnahme der Tätigkeit der demnächst

zu errichtenden Qoldnotenbank keine Maßnahme getroffen
werden, deren Rückwirkung aui die endgültige Goldwährung
sich nicht übersehen ließe. — Die Spitzenverbände werden dem¬

nächst zu der Erklärung des Ministers Stellung nehmen und

über weitere Schritte beraten.

Das Reichsfinanzministerium hat vor längerer Zeit Ermitt¬

lungen über die Wohnungsverhältnisse der Beamten angestellt,
um eine andere Grundlage für eine endgültige Gestaltung des

Ortszuschlages und für die Neuaufstellnng des Ortsklassenver¬
zeichnisses zu erhalten. Wie verlautet, sind die Arbeiten des

Reichsfinanzministeriums bereits soweit vorgeschritten, daß dem

Reichstage noch im Laufe des Monats Oktober der Entwurf

eines entsprechenden Gesetzes zugehen wird. Die Beamten und

Angestellten haben Grund, dieser Maßnahme des Reichsfinanz-
ministcriums schon deswegen ihr Mißtrauen entgegenzubringen,
weil das Reichsfinanzministerirm zu dieser grundlegenden Aen¬

derung des Ortsklassensvstems schreitet, ohne daß ein Antrag
der Sp tzenorganisationen vorliegt. Schon daraus ist zu

schließen, daß die Neuregelung den Beamten keine Verbesse¬

rung, sondern nur Verschlechterungen bringen wird. Die frei¬

gewerkschaftlichen Beamten und Angesteliten lehnen das mit
dem 1. April 1924 eingeführte Wohnungsgeldsystem ab. Sie
treten für einen Zuschlag ein, der den Gesamtwohnungsaufwand
deckt, die örtlichen Unterschiede in den Preisverhältnissen sowie

die Schullasten und sonstigen Unterschiede ausgleicht. An
Stelle der jetzt vorhandenen 5 Ortsklassen muß eine Ver¬

minderung auf höchstens 3 Ortsklassen gefordert werden.

Ein neuer Erfolg: Der preußische Wohlfahrts¬
minist e r 1 e rn t u m. Auf Grund der Pcrsonalabbauvcrord¬

nung (Art. 7) besteht für Reichsbeamte eine Einstellungssperre.
Diese findet nach Art. 17 PAV. auch aui Beamte und Angestellte
der Sozialversicherungsträger Anwendung. Der Reichsarbeits¬
minister und die Landesregierungen legen nun diese Bestimmung
so aus, daß auch die Gewährung der Ruhegehaltsberechtigung
für Angestellte der Versicherungsträger für die Geltungsdauer
der PAV. gesperrt sei. Sie folgern diese Ansicht daraus, daß

nach Art. 7 Abs. 1 Satz 2 ais „Einstellung44 auch die Verleihung
einer Planstelle „an außerplanmäßige Beamte44 zu gelten habe;
einer solchen Verleihung einer Planstelle sei aber die Gewährung
der Ruhegehalts-bcrechtigung gleich zu achten. Diese Ansicht

wird von uns bestritten. Die Streitfrage wird auf gerichtlichem
Wege ausgetragen werden.

Daneben bestand bisher noch ein anderer Streit zwischen uns

und dem preußischen Wohlfahrtsminister. Nach Art. 7 Abs. 2

PAV. können für Reichsbeamte von der Einstellungssperre A u s-

nahmen zugelassen werden. Der Reichsarbeitsminister hat

für seinen Zuständigkeitsbereich bestimmt, daß analog auch von

der Versagung der Ruhegehaltsberechtigung Ausnahmen zugelas¬

sen werden sollen. („Volkstümliche Zeitschrift von 1924 S. 30.)

Er hat sogar bezüglich der Berufsgenossenschaitsangcstellteti
erklärt, „daß er die Genehmigung nicht versagen

werde, sofern die finanzielle Lage der Berufs¬

genossenschaften ihn nicht ausnahmsweise da¬

zu zwing e44.

Die gleiche Auffassung hat auch die thüringische Landes¬

regierung bezüglich der Kassenangestellten eingenommen.

Der preußische Wohlfahrtsminister war bisher anderer An¬

sicht. Er erklärte, für Kassenangestellte gibt es keine Aus¬

nahmen von dem Verbot des Art. 7. Die Ruhegehaltsberechti¬

gung dürfe in keinem Fall erteilt werden.

Wir haben darauf an den VVohlfahrtsminister jene Eingabe

gerichtet, die wir auf S. 67 der „Volkstümlichen Zeitschrift*4 von

diesem Jahr veröffentlicht haben. Daraui ging uns folgende

Erwiderung zu:

,,111. V. Nr. 1078. Beriin W. 66, den S. August 1924.

Auf die Vorstellung vom 30. Juli d. J. gereicht Ihnen zum Bescheide,

daü nach Artikel 17c Als. 1 der Personalabbauverordnuug vom 27. Oktober

v. J. (Reichsgesetzbl. 1 5. 099) lür die Beamtet! und Angestellten der Krauken¬

kassen, die ein Anrecht auf Ruhefehall haben, der Art. 7 Abs 1, nicht aber

Art. 7 Abs. 2 PA Y. linngcmäii j^ilt. Ausnahmen von der in Ab*. 1 vor¬

gesehenen Einstellungssperre für die genannten Krankenkassenangestehen zun«

lassen, wäre daher gesetzwidrig.
Dem Herrn Reicbsarbeitstninister Ist diese Rechtsauffassung mitgeteilt.

Im Auftrage gez. Hotlmana.44

Darauf haben wir an den Reichsarbeitsminister diese Eingabe

gerichtet:
..In der Anlage überreichen ^ir

1. Abschrift eines Briefes an den Herrn preußischen Mini ter für Volks-

Wohlfahrt,
2. Abschrift seiner Antwort daraci.

Wir haben in unserer Eingabe (An/age l) daraui hingewiesen, dal eine

verschiedene Handhabung der Personalabbauverordnuug von i\{:\\ einzelnen

Behörden einen unertri» glichen Zustand für die An. Uten der SozialVer¬

sicherungsträger bedeutet Wir nehmen Bezug aul die dem Herrn preuBischen

Wohlfahrtsminister vorgetragenen Qi inde und bitten uni Mitteilung, in welcher

Weise der Herr Reicbsarbeitstninister für eine gleichmütige und gerechte

Handhabung der PAV. einzutreten gedenkt.

Mit ».Her Hochachtung Zentraiverband der Angestellten."
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Auf diese Hingabe Ut uns jetzt der folgende Bescheid des

Reichsarbeitsministers zugegangen:

,11. 1. Hfe'24. Berlin NW. 40. den 29. September V>2A.

Betrifft: Ausnahmen von der DMtClIaagSlpCrri nach Art. 7 der Personal-

ahhauverurdnung.

Im Anschlug an mein Schreiben vom 6. September 19-4 - II. 1. ßS_43 24 —.

Oer Herr preußische Minister für \ otksuohlfahrt hat mit Rücksicht auf die

einheitliche Durchführung der Pcrftonalabhauverordnunx die überversiche¬

rnngtaait.r ange^ltsen, leruäB meiner Rechtsauffassung zu verfahren.

Im Auftrage gez. Dr. Aurin."

Der preuliische Wohlfahrtsminister hat also oifenbar um¬

gelernt. Durch diesen Beseheid haben wir erreicht, daß den

Kassenangestellten auch währendderGeltungs-

dauer der PAV. die R u h e g e h a 11 s b e r e c h t i g u n g

eingeräumt werden kann, wenn die die n stör d -

n u n g s m ä ß i g e n oder tariflichen Voraussetzun¬

gen erfüllt sind. Das bedeutet einen neuen Erfolg in dem

Kampfe, die schädlichen Wirkungen der PAV. von unseren Kol¬

legen abzuwenden.
Während wir auf diesem Wege praktischer Oewerkschafts¬

politik die Rechtsverhältnisse unserer Kollegen zu verbes¬

sern suchen, legt der Bond deutscher Krankenkassenbeamten und

Angestellten seine Hände in den Schoß und wimmert in monoto¬

ner Weise um die aussichtslose Beamteneigenschaft. Es soll

immer noch einige Kassenangestellte geben, dic ernsthaft daran

glauben, daß ihnen eines Tages die Segnungen der Beamten¬

cigenschaft vom Himmel fallen werden.

Der Bund hat eine Idee. Unter dieser Ueberschrift bringt

die „Volkstümliche Zeitschrift" vom 24. September eine Ab¬

handlung über die Taten des Bundes der Krankenkassenbeamten.

Es ist darin von einem Flugblatt die Rede, in dem der Vor¬

sitzende des Landesvereins Rheinland, Herr Eickhoif. als Mär¬

chenerzähler gekennzeichnet wird. Dieser Herr Eickhoff, seines

Zeichens Verwaltungsdirektor der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse Bonn, hatte auch vor einigen Jahren mal eine Idee, eine

große Idee. Er entwickelte diese Idee und setzte sie in die

Tat um. Ja, so ist es.

Eickhoff hatte eine Eigenschaft, die ihn beim Oberversiche¬

rungsarnt Köln nicht beliebt machte. Um Forderungen der

Kassenrnitglieder in Höhe von 2 Pfennigen balgte er sich mit

dem Oberversicherungsarnt herum, und es kam ihm nicht darauf

an, ganz geringfügige Sachen vor das Reiehsversicherungsamt

zu bringen. Die Folge war, daß der Direktor des OVA. Köln,

Herr Regierungsrat Mahrenholz, das Messer auf ihn geschliffen

hatte. Er bezeichnete ihn als einen Querulanten und behauptete

sogar, die umfangreiche juristische Tätigkeit des Eickhoff be¬

weise, daß seine Stelle überflüssig sei. Die fortwährenden Ge¬

haltserhöhungen der Kassenangestellten und die damit verbun¬

dene Aenderung der Dienstordnung waren nun dem Herrn

Mahrenhoiz eine günstige Gelegenheit, um zu zeigen, daß er auch

noch da war. Eickhoff und die sämtlichen Angestellten der

AOKK. Bonn waren jetzt die Dummen; sie bekamen jetzt zu

spuren, was der Herr Verwaltungsdirektor sich beim OVA. Köln

eingebrockt halte.

Der letzige Vorsitzende des Landesvereins Rheinland im

Bunde der Krankenkassenbeamten, Herr Eickhoff, bekam jetzt

eine Idee. Diese Idee wurzelte in dem Grundton aller klugen

Leute, andere für sich die Kastanien aus dem Feuer holen zu

lassen. Er setzte die Idee soiort in die Tat um. Wie er das

machte??? Ganz einfach.

Herr Eickhoff ließ seinen Ueberzieher ireigewerkschaftlich

anstreichen, füllte einen Auinahmeschein des Verbandes der

Bureauangestellten (heute Zentralverband der Angestellten) aus

und wurde richtiggehendes Mitglied unserer Organisation. Wer

lacht da? Wer Pflichten in der Organisation hat, der hat aucii

Rechte. Von diesem Grundsatz ließ Herr Eickhoff sich ietzt

leiten und spinnte die Organisationsvertreter vor seinen Wagen,

um ihn bei dem OVA. Köln aus dem Dreck ziehen zu lassen.

Der Verbandssekretär Sobota wurde bei Herrn Mahrenholz

vorstellig, um das Feld zu sondieren. Er mußte hier manches

seinem Archiv einverleiben, was er bis dahin nicht wußte, und

zog von dannen. ohne sein Ziel erreicht zu haben. Eine Schwalbe

macht noch keinen Sommer. Das gilt auch bei Verhandlungen

mit Behörden. Also zog Sobota abermals aus, begleitet von dem

Kollegen Otten, um die Feste OVA. zu stürmen. Das Sünden¬

register Cickhoffs v ar aber so groß, daß auch diese beiden Ver*

bandsvertreter noch keine generelle Absolution für ihn erlangten.

inzwischen zahlte der Herr Verwaltungsdirektor wieder einige

Monatsbeiträge« besuchte die Fachgruppenversammlungen in

Bonn, lauschte den Vorträgen und - arbeitete weiter an seiner

Klee. Bei einer Gelegenheit kam der Kollege Giebel nach Köln.

Jetzt war es Zeit, die letzte Attacke zu reiten. Sobota. Otten

und Giebel wurden von Herrn Mahrenholz empfangen« Bekannt¬

lich tragen die Reichstagsabgeordneten einen Glorienschein, und

das wirkte auf Herrn .Mahrenholz. Wir bekamen die Buße für

Eickhoff. gelobten für ihn unverbrüchliche Verträglichkeit mit

dem allmächtigen OVA. und Eickhoff wurde in die seligen Ge¬

filde des Hades aufgenommen. Er hatte es erreicht! —i

Wieder gingen einige Monate ins Land. Und wieder hatte

Herr Eickhoff eine neue Idee. Der Mohr hat seine Schuldigkeit

getan, der Mohr kann gehen. Diese Aus^eißeridee setzte der

Herr \ erw altungsdirektor in die Tat um. er schied aus dem

Verbände aus, um im" „Bund14 das bei uns Gelernte zu verwerten.

Vermutlich wird er als Vorsitzender des Landesvereins Rhein¬

land demnächst ein Flugblatt schreiben über das Thema: „Wie

der Zentralverband der AngestelTten mich vor dem Tode des

Ertrinkens rettete**.

Wenn die Mitglieder des „Bundes4* alle solche Idealmenschei

sind, dann dürfen die Herren ihrer Firma bald einen neuen

Namen geben, und zwar: „Schund der Krankenkassenbeamten

Deutschlands".

Handbuch des Krankenversicherungsrechts. Bei der Ver¬

lagsgesellschaft Deutscher Krankenkassen m. b. H.f Berlin C4
Gertraudtenstr. 24. ist das Handbuch des Krankenversicherung^««

rechts von Helmut Lehmann und Hans Blank neu erschienen.

Unseren Mitgliedern können »wir folgendes Sonderangebot untern

breiten:

Vorzugspreis 18 Mk. ohne Sonderberechnung für Porto und

Verpackung, zahlbar In drei Monatsraten von je 6 MJc. Be¬

dingung: Angabe der MitgHedsnummer des ZdA. bei der Ben

Stellung.
Wir hoffen, daß unsere Kollegen die günstige Gelegenheit

ergreifen werden, um sich das zweifellos für die Krankenver¬

sicherung erstklassige Werk zu sichern. Bestellungen sind

direkt an die Verlagsgesellschaft deutscher Krankenkassen zu*

richten.

Fortbildungskurse für Krankenkassenangestellte in Berlin;

Unsere Fachgruppe Sozialversicherung veranstaltet im Oktober

und November eine Reihe Vorlesungen. Es wird an sechs Aben*

den über folgende Themata von den dabei bezeichneten Referenn

ten gesprochen:
Herr Direktor Julius Cohn: Leistungen der Krankenkassen!

(3 Abende):
Herr Direktor Hermann Köhn: Versicherungspflicht. Ver*

sichcrungsberechtigung, Aufbringung der Mittel (1 Abend):

Herr Direktor Richard Gruber: Innerer Verwaltungsdienst,

Rechtsfähigkeit der Kasse, Kassenorgane, Instanzenzug der,

Reichsversicherungsordnung. Rechte und Pflichten der Kranken*

kassenangestellten (2 Abende).
Die Teilnehmerkarte kostet 5 Mk. Die Krankenkassen haben!

sich erboten, diese Hörgebühr für die bei ihnen beschäftigten

Angestellten zu bezahlen.

Ortsgruppe Groß-Berlin. In einer demnächst stattfindenden

Vollversammlung wird Gustav Hoch-Hanau (Mitglied des

Reichstags) ein für die ganze Fachgruppe außerordentlich wert*

volles Referat halten. Der genaue Versammlungstermin ist ab¬

hängig von der Einberufung des Reichstages. Die Kollegen

Vertrauensleute werden gebeten, auf die durch die Arbeiter¬

presse ergehende Einladung zu achten.

Kursus des Senatspräsidenten Dr. Dersch

über „Sozialversicherun g4\ Am Donnerstag, den

16. Oktober, abends 8 Uhr, beginnt im „Sophien-Lyzeum44. Wein-

meisterstr. 14/15, der von unserer Ortsgruppe in Verbindung

mit der Gewerkschaftsschule veranstaltete Kursus, auf den wir

die Mitglieder unserer Fachgruppe ganz besonders aufmerksam

machen. Der Kursus wird sich auf etwa 10 Abende erstrecken«

Die Teilnehmergebühr beträgt 1 Mk.

Sein 25iähriges Dienstjuhiläum feierte unser Kollege Gustav

Wiesner am 1. Oktober 1924 bei der Ortskrankenkasse der

Mechaniker zu Berlin. Nachdem er dort zuerst als Schalter*

abfertiger und stellvertretender Geschäftsführer tätig war,

wählte ihn der Kassenvorstand am 1. Juli d. J. zum Geschäfts¬

führer, ein Beweis dafür, wie die Arbeit des im 55. Lebensjahre

stehenden Kollegen von seinem Vorstand anerkannt und ge¬

schätzt wird. Seit über 30 Jahren gewerkschaftlich organisiert,

gehört er vom 1. Juli 1902 ab dem Verbände der Bureauange¬
stellten an. in dem er immer ein sehr rühriges Mitglied war*

Berufliche Pflichten haben ihn in der letzten Zeit der engeren

Fachgruppenarbeit ferngehalten, aber noch heute ist er in un*

zähligen Versammlungen als Vortragender rege tätig, um die

arbeitende Bevölkerung durch Vorträge über ihre Rechte und

Pflichten auf dem Gebiet der Sozialversicherung aufzuklären.

Wir wünschen dem Jubilar, daß ihm noch recht viele Jahre

erfolgreichen Wirkens in seinem ihm liebgewordenen Wirkungs¬

kreise beschieden sein mögen.

25 Jahre Verbandsmitglied. Der Kollege Emil Haufe in

Waldheim, beschäftigt bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse,

gehört am 25. September 25 Jahre unserem Verbände als Mit¬

glied an. Er hat sich durch rege Mitarbeit an unseren Bestre¬

bungen um die Angestelltenbewegung verdient gemacht. Wir

wünschen ihm, daß er noch recht viele Jahre in unserem Kreise

wirken möge.
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